
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 12. Januar 2022

51. Strassen (Obfelden, 660 Ottenbacherstrasse, Instandsetzung 
Fahrbahn, Radweglückenschliessung, Projektfestsetzung und  
Ausgabenbewilligung)

A. Ausgangslage und Projekt

Die Ottenbacherstrasse auf dem Gebiet der Gemeinde Obfelden zählt 
zum Strassennetz des Kantons Zürich und wird im Kataster als Haupt-
verkehrsstrasse Nr. 660 geführt.

Zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit und der Werterhaltung 
muss die Ottenbacherstrasse instand gesetzt werden. Dabei wird das Rad- 
und Gehwegnetz ausgebaut und insbesondere die eingangs Obfelden be-
stehende Rad- und Gehweglücke geschlossen. Die bestehenden Fussgän-
gerübergänge werden angepasst und zusätzliche Querungsmöglichkeiten 
geschaffen. Mit den Massnahmen wird insbesondere die Verkehrssicher-
heit für Velofahrende sowie Fussgängerinnen und Fussgänger verbessert.

Das Tiefbauamt des Kantons Zürich sieht folgende Massnahmen vor:
–	 Instandsetzung der Ottenbacherstrasse;
–	 Ausgestaltung als Kernfahrbahn mit beidseitigem Radstreifen von 

1,5 m Breite im Innerortsbereich;
–	 Instandsetzung und Verbreiterung des Rad-/Gehwegs auf 2,5 m Breite 

im Ausserortsbereich; 
–	 Verschiebung des Fussgängerstreifens bei der Schulanlage Schloss-

ächer sowie Ausstattung mit Mittelschutzinsel und Neugestaltung 
des Durchgangs zum Schulareal;

–	 Erstellung eines zusätzlichen Fussgängerstreifens mit Mittelschutz-
insel im Bereich der Alten Landstrasse;

–	 Erstellung einer zusätzlichen Fussgängerquerung (ohne Markierung 
eines Fussgängerstreifens) mit Mittelschutzinsel bei km 12.604;

–	 Instandsetzung des Bachdurchlasses (Objekt Nr. 010-016) beim Schul-
haus Schlossächer; 

–	 Rückbau der Personenunterführung (Objekt Nr. 010-016) beim Schul-
haus Schlossächer, Neubau einer Treppenanlage mit Kinderwagen-
rampe;

–	 Anpassung der seitlichen Einlenker;
–	 Anpassung und Erneuerung der öffentlichen Beleuchtung und Stras-

senentwässerung;
–	 Wiederinstandstellung der privaten und öffentlichen Grundstücke im 

Projektperimeter.
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Das Projekt wurde dem Gemeinderat Obfelden mit Schreiben vom 
24. Januar 2020 im Sinne von § 12 des Strassengesetzes (StrG, LS 722.1) 
zur Äusserung von Begehren zugestellt. Das Projekt wurde gemäss § 13 
StrG vom 31. Januar bis 2. März 2020 der Bevölkerung zur Mitwirkung 
unterbreitet. 

Die eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen sind im über-
arbeiteten Projekt soweit möglich berücksichtigt worden.

B. Einspracheverfahren

Die öffentliche Auf‌lage des Bauprojekts gemäss § 16 in Verbindung 
mit § 17 Abs. 2 StrG erfolgte vom 28. Mai bis 28. Juni 2021.

Innerhalb der Auf‌lagefrist wurden drei Einsprachen eingereicht, die 
projektbezogene und teilweise auch enteignungsrechtliche Begehren ent-
hielten. 

Mit einem Einsprecher und einer Einsprecherin konnte im Rahmen der 
Einigungsverhandlung eine einvernehmliche Lösung gefunden werden. 

Die Zustimmung liegt mit der Unterzeichnung des Anpassungspro-
tokolls vor, womit auch die Einsprache zurückgezogen wurde. Diese ist 
als erledigt abgeschrieben worden.

Die verbleibenden zwei Einsprachen sind wie folgt zu beurteilen:

a) Gemeinde Obfelden, Obfelden, Eingabe vom 22. Juni 2021
aa) Die Einsprecherin führt sinngemäss aus, die angebotenen Kauf-

preise für das abzutretende Land seien nicht nachvollziehbar und es sei 
ihr die Eruierung der Grundstückspreise zukommen zu lassen (Antrag 1). 

Auf dieses entschädigungsrechtliche Begehren (Antrag 1) ist im vor-
liegenden Verfahren nicht einzutreten; es wird im anschliessenden 
Landerwerbsverfahren nach §§ 18 ff. StrG behandelt. 

bb) Die Einsprecherin beantragt, es sei für den Anschluss des neu 
geplanten Kandelabers an der Alten Landstrasse, bei der Einfahrt zur 
Parzelle Kat.-Nr. 2724, der Beleuchtungsplan der EKZ vom 22. Septem-
ber 2020 zu berücksichtigen (Antrag 2).

Der erwähnte Beleuchtungsplan der EKZ ist bereits in das Baupro-
jekt integriert. Der neue Kandelaber an der Alten Landstrasse entspricht 
den Anforderungen. Auf die Einsprache ist daher in diesem Punkt 
(Antrag 2) mangels Rechtsschutzinteresse nicht einzutreten.

cc) Die Einsprecherin hält sodann fest, der Gefällewechsel bei km 12, 
807 sowie km 12,911 mit je 5% innerhalb von 23,83 m erscheine als sehr 
stark. Sie beantragt, es sei aufzuzeigen, dass die Distanz des benötigten 
Gefälles nicht verlängert werden kann (Antrag 3).

Die Gefällewechsel wurden in Übereinstimmung mit den einschlä-
gigen VSS-Normen projektiert. Die Einsprache ist in diesem Punkt (An-
trag 3) abzuweisen.
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dd) Die Einsprecherin hält weiter fest, am Fussgängerübergang zwi-
schen km 12.588 und km 12,617 fehle im Situationsplan und Markierungs-
plan die gelbe Markierung (Antrag 4).

Der von der Einsprecherin erwähnte Fussgängerübergang wird im 
Rahmen des vorliegenden Strassenprojekts neu erstellt, um die von Otten-
bach her kommenden Fussgängerinnen und Fussgänger an den innerorts 
geplanten Gehweg anzubinden. Infolge des geringen Fussgängeraufkom-
mens ist eine Querung ohne Fussgängerstreifen geplant. Die Pläne sind 
somit korrekt. Der Entscheid betreffend die Markierung des Fussgänger-
streifens fällt dabei in den Zuständigkeitsbereich der Kantonspolizei. 
Mangels Zuständigkeit ist auf die Einsprache in diesem Punkt (Antrag 4) 
nicht einzutreten; gestützt auf § 5 Abs. 2 des Verwaltungsrechtspflege-
gesetzes (VRG, LS 175.2) wurde das Begehren an die Kantonspolizei wei-
tergeleitet.

ee) Im Weiteren beantragt die Einsprecherin, um einen flüssigen Ve-
loverkehr zu unterstützen, sei eine Optimierung des Einfahrtsbereichs 
des Veloverkehrs in die Parzelle Kat.-Nr. 2524 zu prüfen (Antrag 5).

Die bisherige Linienführung für die Schulwegverbindung wird im We-
sentlichen beibehalten. Zu diesem Zweck wird die Verkehrsmessstelle 
Nr. 5591 verschoben, das letzte Teilstück des Rad-/Gehwegs verbreitert 
sowie im Bereich der Einmündung der Parzelle Kat.-Nr. 2524 ausgerun-
det. Die Einsprache wird in diesem Punkt (Antrag 5) gutgeheissen. 

ff) Sodann beantragt die Einsprecherin, die Querung der Velover-
bindung zwischen Bickwil und Ottenbach (über die Langweidstrasse) sei 
so anzupassen, dass die Verkehrssicherheit für Velofahrer gewährleistet 
sei. Ob dies über eine Temporeduzierung oder baulichen Massnahmen 
zu regeln sei, gelte es zu prüfen (Antrag 6).

Eine Veloquerung käme nur infrage, wenn die notwendigen Sicht-
weiten eingehalten sind. Bei einer Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h 
ist eine Sichtweite von mindestens 135 m einzuhalten. Vorliegend sind die 
Sichtweiten aufgrund der Trassierung und der Topografie eingeschränkt. 
Saisonal behindert zusätzlich die Bepflanzung die Sicht. Die Einhaltung 
der notwendigen Sichtweiten könnte, wenn überhaupt, nur verbunden 
mit einem umfangreichen Geländeabtrag sowie Einschränkungen in 
der landwirtschaftlichen Nutzung der angrenzenden Flächen erreicht 
werden. Im Weiteren würde aufgrund der im Bereich der Veloquerung 
erforderlichen Fahrbahnbreiten ein höherer Landbedarf und ein zu-
sätzlicher Verlust von Fruchtfolgeflächen resultieren. Die Veloquerung, 
und damit verbunden auch die Langweidstrasse, wären sodann zu beleuch-
ten. Ergänzend ist anzuführen, dass mit der Umsetzung des vorliegen-
den Strassenprojekts parallel zur Langweidstrasse ein abgesetzter Rad-
weg entlang der Ottenbacherstrasse und an diesen anschliessend beidseits 
Radstreifen bis ins Zentrum von Obfelden bestehen. Für Velofahrende 
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aus Richtung Ottenbach besteht die Möglichkeit, bei der Einmündung 
Rainstrasse über die Regionale SchweizMobil-Veloroute Nr. 84 auf die 
Nebenverbindung Alltag Nr. 03-029 nach Bickwil oder weiter nach Affol-
tern a. A. zu gelangen. Vom Bau einer Veloquerung ist gestützt auf vor-
stehende Ausführungen abzusehen. Die für den Streckenabschnitt von der 
Kantonspolizei vorgesehene Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h stimmt 
sodann mit den einschlägigen Bestimmungen des Strassenverkehrsrechts 
überein. Die Festlegung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit fällt da-
bei in den Zuständigkeitsbereich der Kantonspolizei. Mangels Zuständig-
keit ist auf die Einsprache daher insoweit nicht einzutreten, als die Prü-
fung einer Herabsetzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit verlangt 
wird; gestützt auf § 5 Abs. 2 VRG wurde das Begehren an die Kantons-
polizei weitergeleitet. Anzumerken ist, dass etwa auch bei einer Höchst-
geschwindigkeit von 60 km/h die notwendigen Sichtweiten bei einer Ve-
loquerung nicht ohne zusätzliche Massnahmen gewährleistet werden 
könnten. Die Einsprache ist in diesem Punkt (Antrag 6) abzuweisen, so-
weit auf sie einzutreten ist.

gg) Die Einsprecherin verlangt sodann, beim Radwegstück zwischen 
ausgangs Obfelden und Kreisel Ottenbach sei eine beidseitige Markie-
rung des Velowegs (z. B. weisse Streifen) zu prüfen (Antrag 7).

Durchgehende Randlinien sind nicht geplant. Der betreffende Ent-
scheid fällt in den Zuständigkeitsbereich der Kantonspolizei. Mangels Zu-
ständigkeit ist auf die Einsprache in diesem Punkt (Antrag 7) nicht ein-
zutreten; gestützt auf § 5 Abs. 2 VRG wurde das Begehren an die Kan-
tonspolizei weitergeleitet.

hh) Schliesslich beantragt die Einsprecherin, die neue geplante ober-
irdische Personenführung an die Ottenbacherstrasse sei so zu planen, 
dass kein Privatland in Anspruch genommen werden müsse (Antrag 8).

Gemäss Anpassungsvereinbarung mit den betroffenen Eigentümern 
ist für den Bau der neuen Treppenanlage beim Bachdurchlass Schloss-
ächer kein Landerwerb erforderlich. Die Einsprache (Antrag 8) ist in 
diesem Punkt gutzuheissen.

b) Gemeinde Ottenbach, Ottenbach, Eingabe vom 25. Juni 2021
Gemäss § 17 Abs. 1 StrG bestimmt sich die Legitimation für eine Ein-

sprache gegen ein aufgelegtes Strassenprojekt nach der Rekurs- und Be-
schwerdelegitimation gemäss dem VRG. § 21 Abs. 2 VRG regelt die Be-
schwerdelegitimation der Gemeinden. Demnach sind Gemeinden rekurs-
berechtigt, wenn sie durch die Anordnung wie eine Privatperson berührt 
sind und ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung oder Ände-
rungen haben (lit. a), die Verletzung von Garantien rügen, die ihnen die 
Kantons- oder Bundesverfassung gewährt (lit. b) oder bei der Erfüllung 
von gesetzlichen Aufgaben in ihren schutzwürdigen Interessen ander-
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weitig verletzt sind (lit. c). Der Projektperimeter befindet sich vorlie-
gend vollumfänglich auf dem Gebiet der Gemeinde Obfelden. Die Ge-
meinde Ottenbach ist vom Strassenprojekt weder ähnlich wie eine Privat-
person noch in hoheitlichen Befugnissen berührt. Auch der Hinweis auf 
die Schulwegverbindung zwischen Ottenbach und Obfelden vermag da-
ran nichts zu ändern, tritt doch die Politische Gemeinde und nicht die 
Schulgemeinde als Einsprecherin auf. Eine Verletzung ihrer Gemeinde-
autonomie macht die Einsprecherin schliesslich nicht geltend. Damit ist 
keiner der dargestellten Legitimationsgründe anwendbar und auf die 
Einsprache wegen fehlender Legitimation nicht einzutreten.

Die Anträge der Gemeinde Ottenbach stimmen mit den Anträgen 5 
bis 7 der Einsprache der Gemeinde Obfelden überein. Im Sinne einer 
Eventualbegründung kann daher auf die diesbezüglichen Erwägungen 
verwiesen werden.

C. Finanzierung und Ausgabenbewilligung

Die Gesamtkosten sind gemäss Kostenvoranschlag vom 21. Mai 2021 
wie folgt veranschlagt: 

in Franken

Erwerb von Grund und Rechten 200 000
Bauarbeiten 5 255 000
Nebenarbeiten 625 000
Technische Arbeiten 1 020 000

Total 7 100 000

Die Gemeinde Obfelden hat mit Beschluss Nr. 152 vom 22. Juni 2021 
von ihrem Kostenanteil von voraussichtlich Fr. 441 000 Kenntnis genom-
men und darauf hingewiesen, dass ihr der definitive Kostenanteil recht-
zeitig mitzuteilen sei, damit dieser fristgerecht in den Budgetprozess und 
die Finanzplanung einfliessen könne.

Der Betrag wird der Gemeinde Obfelden nach Fertigstellung in Rech-
nung gestellt. Die Einnahme ist dem Konto 8400.63200 80000, Investi-
tionsbeiträge von Gemeinden Staatsstrassen, für das Objekt Nr. 84S-81308 
gutzuschreiben.

Der Kostenverleger gestaltet sich demnach wie folgt:
Kanton  

in Franken
Gemeinde Obfelden  

in Franken
Total  

in Franken

Erneuerung Staatsstrassen 5 831 000 441 000 6 272 000
Fahrradanlagen 828 000 828 000

Total 6 659 000 441 000 7 100 000
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Da der Beitrag der Gemeinde Obfelden noch nicht rechtsverbindlich 
zugesichert wurde, ist eine Bruttoausgabe zu beschliessen.

Für die Verwirklichung des Bauvorhabens sind eine neue Ausgabe von 
Fr. 828 000 gemäss § 37 Abs. 1 des Gesetzes über Controlling und Rech-
nungslegung (CRG, LS 611) und eine gebundene Ausgabe von Fr. 6 272 000 
gemäss § 37 Abs. 2 lit. b CRG, insgesamt Fr. 7 100 000, zulasten der In-
vestitionsrechnung der Leistungsgruppe Nr. 8400, Tiefbauamt, zu bewil-
ligen.

In der Staatsbuchhaltung wird der Gesamtbetrag von Fr. 7 100 000 
auf die einzelnen Projektbestandteile mit folgendem Kostenteiler ver-
bucht: 
Budgetierung Gebundene Ausgaben 

in Franken
Neue Ausgaben 

in Franken
Total 

in Franken

Investitionsrechnung
Konto 8400.50130 00000  
Fahrradanlagen (federführend)

12% 828 000 828 000

Konto 8400.50111 00000  
Erneuerung Staatsstrassen

88% 6 272 000 6 272 000

Total 100% 6 272 000 828 000 7 100 000

In der vorliegenden Ausgabenbewilligung ist die mit Verfügung des 
Tiefbauamts Nr. 2134/2021 bewilligte Ausgabe von Fr. 480 000 enthalten. 
Diese Verfügung ist bezüglich der Ausgabe aufzuheben.

Das Vorhaben verursacht, unter der Berücksichtigung der voraussicht-
lichen Einnahmen von Fr. 441 000, jährliche Kapitalfolgekosten von 
Fr. 192 000. Sie berechnen sich nach IPSAS wie folgt:
Baukosten Kapitalfolgekosten
Kontierung Anteil Baukosten Zinsen (0,75%) Abschreibungssatz       Betrag

Fr. Fr. Fr.

Fahrradanlagen 12% 828 000 3 000 2,5% 21 000
Erneuerung Staatsstrassen 88% 5 831 000 22 000 2,5% 146 000

Zwischentotal 25 000 167 000

Total 100% 6 659 000 192 000

Den gesamten Rechnungsverkehr hat das Objekt Nr. 84S-81308, Ge-
meinde Obfelden, 660 Ottenbacherstrasse, aufzunehmen. Die Kosten-
teile für Erneuerung Staatsstrassen sind umzubuchen. Der Betrag ist 
im Budget 2022 enthalten sowie im Konsolidierten Entwicklungs- und 
Finanzplan 2022–2025 eingestellt.
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Auf Antrag der Baudirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Das Projekt für die Fahrbahninstandsetzung und die Radweglücken-
schliessung sowie die weiteren damit verbundenen Massnahmen an der 
660 Ottenbacherstrasse in der Gemeinde Obfelden wird gemäss den bei 
den Akten liegenden Plänen festgesetzt.

II. Die Einsprache der Gemeinde Obfelden wird im Sinne der Erwä-
gungen teilweise gutgeheissen und im Übrigen abgewiesen, soweit auf 
sie eingetreten wird.

III. Auf die Einsprache der Gemeinde Ottenbach wird nicht einge-
treten.

IV. Für die Bauausführung werden eine neue Ausgabe von Fr. 828 000 
und eine gebundene Ausgabe von Fr. 6 272 000, insgesamt Fr. 7 100 000, 
zulasten der Investitionsrechnung der Leistungsgruppe Nr. 8400, Tiefbau-
amt, bewilligt. 

V. Dieser Betrag wird nach Massgabe des Schweizerischen Baupreis-
indexes gemäss folgender Formel der Teuerung angepasst:

Bewilligte Ausgabe × Zielindex ÷ Startindex (Indexstand Oktober 2020)
VI. Die Verfügung des Tiefbauamts Nr. 2134/2021 wird aufgehoben.
VII. Die Baudirektion, Immobilienamt, Landerwerb, wird beauftragt, 

den Landerwerb nach §§ 18 ff. des Strassengesetzes durchzuführen. Sie 
wird weiter ermächtigt, das für die Ausführung des Projekts erforder-
liche Land nötigenfalls auf dem Weg der Expropriation zu erwerben und 
Anstösserbeiträge zu erheben, allfällige Prozesse zu führen, Vergleiche 
zu treffen oder auf gütlicher Basis im Rahmen der bewilligten Kosten 
zum Erwerb von Grund und Rechten Verträge abzuschliessen.

VIII. Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen, von der Mitteilung 
an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde 
erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen 
Begründung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist beizulegen oder 
genau zu bezeichnen. Die angerufenen Beweismittel sind genau zu be-
zeichnen und soweit möglich beizulegen.
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IX. Mitteilung an den Gemeinderat Obfelden, Dorfstrasse 66, Postfach, 
8912 Obfelden (unter Beilage eines mit dem Festsetzungsvermerk ver-
sehenen Projekts [R]), den Gemeinderat Ottenbach, Affolternstrasse 3, 
8912 Ottenbach (R), sowie an die Finanzdirektion, die Volkswirtschafts-
direktion und die Baudirektion. 

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


